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Der Wandel politischer 
Stimmungslagen-staatliches 

Handeln in einer 
,,unübersichtlichen" Gesellschaft* 

Manfred Prisehing 

1. Die Wirklichkeit der Politik 

Politik ist das Management sozialer Wirklichkeiten. Diese Wirklich­
keiten haben zwei Ebenen: eine reale und eine gedachte. Es gibt 
wirts9haftliche, politische und soziale Strukturen und Prozesse, und es 
gibt die Bilder, die davon in den Köpfen der Menschen existieren. Die 
beiden Phänomene sind zwar miteinander verbunden, aber dennoch 
nicht immer deckungsgleich. Wichtige Elemente eines solchen Wandels 
der "Wirklichkeiten" in Österreich im Laufe der letzten Jahrzehnte 
sollen, hin und her pendelnd zwischen den objektiven Gegebenheiten 
und den subjektiven Wahrnehmungen und Stimmungslagen der Staats­
bürger und Wähler, erörtert werden. 

1 . 1 .  Der Wandel der Selbstverständlichkeiten 

Was als Beschreibung einer existierenden oder anzustrebenden Wirk­
lichkeit in der Öffentlichkeit akzeptiert wird, das ändert sich im Laufe 
der Jahre. Wer sich zur Unzeit mit den falschen Themen beschäftigt, der 
wird ignoriert oder verlacht. Wer am Ende der 60er Jahre von ökologi­
schen Problemen gesprochen hätte, wäre belächelt oder deswegen 
kritisiert worden, weil er - beispielsweise - von den heiklen Problemen 
der Demokratisierung in einem kapitalistischen System, die damals 

* Vortrag gehalten am Neujahrsseminar des Arbeitskreises Dr. Benedikt Kautsky, 
4.-8. Jänner 1989 in Bad Mitterndorf. 
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vorrangige Beachtung fanden, ablenke. In den 70ern schien die 
berühmte Formel zur Rechtfertigung von Budgetdefiziten - "lieber 
Schulden als Arbeitslose" - ein mutiges wirtschaftspolitisches Postulat 
zu sein, und sie wurde als Leitlinie einer überzeugungskräftigen Politik 
akzeptiert, in den 80ern würde sie als trauriges Beispiel einer illusionä­
ren Wirtschaftspolitik angesehen werden. Proklamationen vom Men­
schenrecht auf Bildung, denen sich alle politischen Lager im Streben 
nach einer gewissen Egalisierung der Gesellschaft, die auch über die 
Mechanismen des Bildungssystems bewirkt werden sollte, angeschlos­
sen hatten, waren in den 60ern und den frühen 70ern eine vertraute 
Vision; heute wird kritisch von den Massenuniversitäten gesprochen 
und das Erfordernis der akademischen Elitenbildung im Interesse der 
internationalen Konkurrenzfähigkeit von Wissenschaft und Forschung 
herausgestellt. Wer noch in den frühen 70er Jahren in einer sozialdemo­
kratischen Versammlung von den Vorzügen der "Privatisierung" staat­
licher Betriebe gesprochen hätte, wäre hinausgeworfen worden- und er 
hätte selbst im bürgerlichen Lager Skepsis geerntet anstelle der heuti­
gen Euphorie. 

Bei diesen Beispielen geht es nicht darum, zu zeigen, daß jeweils 
unterschiedliche Auffassungen über· politische Probleme existieren, 
interessanter ist die Gemeinsamkeit der Stimmungsumschwünge in 
unterschiedlichen politischen Lagern. Und es geht auch nicht darum, 
alle diese Veränderungen unter gängigen breiten Etiketten wie jenem 
des Wandels des Zeitgeistes zu vereinen, denn ein solcher Begriff wirft 
mehr Fragen auf als er klärt. Vielmehr soll dargetan werden, daß 
bestimmte Annahmen in verschiedenen Perioden der Epoche nach dem 
Zweiten Weltkrieg jeweils als so selbstverständlich und überzeugend 
betrachtet worden sind, daß sie gar nicht weiter reflektiert oder 
diskutiert, sondern in unterschiedlichen politischen Lagern weitgehend 
akzeptiert wurden; und es sollen Hinweise dafür gesammelt werden, 
welche Rhythmen und Einflüsse den Wandel dieser Auffassung geprägt 
haben. 

1 .2. Die Konstruktion der politischen Realität 

Was als politische Tatsache angesehen wird, ist also nicht nur durch 
die objektiven Gegebenheiten bestimmt, sondern es beruht auch auf 
kommunikativ hergestellten Interpretationen dieser Gegebenheiten. In 
bestimmten Phasen sind die "Wirklichkeiten" stabil, in anderen wan­
deln sie sich. Es bedarf einiger theoretischer Vorbemerkungen, um 
dieses Modell zu erläutern. 

Die gesellschaftliche Wirklichkeit ist in gewissem Maße eine konstru­
ierte Realität1• Der einzelne bewegt sich vor dem Hintergrund einer 
Lebenswelt, die den natürlichen, unhintergehbaren Boden seiner Welt­
betrachtung darstellt. Er konstruiert diese Welt mittels eines Wissens­
vorrates, der aus sedimentierten Erfahrungen besteht. Diese müssen 
nicht immer logisch integriert sein, und neue Erfahrungen werden an 
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passender Stelle eingefügt. Erst wenn neue Informationen mit dem 
bestehenden Wissen unvereinbar sind, werden bisherige Selbstver­
ständlichkeiten aufgestört; eine durch Kommunikationsprozesse inter­
subjektiv vermittelte Neuauslegung wird dann notwendig2• 

Betrachten wir das gesellschaftliche Wirklichkeitsbild der 60er und 
jenes der frühen 80er Jahre. - Die als gesellschaftliche Wirklichkeit 
akzeptierte Welt der 60er Jahre war eine des Fortschritts. Kaum jemand 
zweifelte daran, daß der enorme Wachstumspfad, den die Industriege­
sellschaften seit dem Zweiten Weltkrieg erlebt hatten, den "Normalzu­
stand" des Wirtschaftslebens darstelle; weiters, daß dieses Wachstum 
mit Fortschritten in allen anderen Lebensbereichen einhergehe und es 
da allenfalls Versäumnisse und Rückstände schleunigst aufzuholen 
gelte; und schließlich, daß sich dieser glückverheißende Weg plane­
risch-wissenschaftlich auch für die Zukunft absichern lasse. Zwar 
meinten einige, daß sich eine solche Entwicklung nur durch tiefgrei­
fende gesellschaftliche Transformationen werde bewerkstelligen las­
sen, aber dennoch: Am Fortschritt zweifelte man kaum. - Die als 
gesellschaftliche Wirklichkeit angesehene Welt der frühen 80er Jahre 
hingegen war eine der Krise: die Industriegesellschaften schienen 
endgültig in ihr Verderben zu taumeln, nicht nur wegen der drohenden 
"großen Katastrophen" (vom Atom bis zur Umwelt), die allenthalben in 
Computersimulationen zelebriert wurden und nahelegten, daß man 
sich allenfalls den Weg zum unabwendbaren Untergang werde aussu­
chen können, sondern auch wegen der steigenden Arbeitslosigkeit und 
der besorgniserregenden Budgetdefizite, wegen der mannigfachen 
Regierbarkeitsprobleme und wegen der Unbotmäßigkeit neu entste­
hender Protestbewegungen3• 

In der realen Außenwelt hat sich in diesen zwei Jahrzehnten freilich 
weit weniger geändert als in der Wahrnehmung der Menschen. Die 
Umweltprobleme und die Gefahren der Atomenergie waren am Ende 
der 60er Jahre genauso gegenwärtig wie heute, nur wurden sie von 
kaum jemandem wahrgenommen oder als "politisches Problem" the­
matisiert. Die Krise der 80er Jahre andererseits kann - an den wirt­
schaftlichen Indikatoren gemessen4 - als außerordentlich komfortable 
und durchaus beherrschbare Angelegenheit betrachtet werden: Eine 
Stagnation auf derart hohem Wohlstandsniveau wäre allen Gesellschaf­
ten der Vergangenheit als Realisierung eines Paradieses erschienen. Es 
sind gar nicht so sehr zwei Wirklichkeiten, die einander abgelöst haben, 
als zwei Wirklichkeitsdeutungen: Die Hlusion eines abgesicherten Fort­
schrittspfades der 60er Jahre wurde von der Hlusion einer allseitigen 
Krisenhaftigkeit der 80er Jahre abgelöst. Das soll keineswegs bedeuten, 
daß sich nicht auch in der Realität wichtige Größen verändert haben: 
Aber die Wende des öffentlichen Bewußtseins ist viel deutlicher und 
stärker ausgeprägt als die Veränderung in den objektiven Umständen. 
In der Innenwelt der Menschen hat sich mehr geändert als in der 
Außenwelt. 
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1 .3. Die Destabilisierung von Deutungsmustern 

Die Politik hantiert mit solchen Wirklichkeitsdeutungen; es ist ihr 
tägliches Geschäft, sie zu stabilisieren oder zu verändern, sie zu nutzen 
oder gegen sie anzugehen. Es gibt Phasen, in denen die Deutungsmu­
ster relativ stabil sind, und andere, in denen sie sich rasch wandeln. 
Stabil war die Weltwahrnehmung etwa in der Nachkriegszeit, d. h. in 
den 50er und frühen 60er Jahren: der Glaube an das Wirtschaftswachs­
tum und seine segensreichen Folgen war der Kitt, der die politischen 
Gruppen zusammenhieW. Aber konsensuelle Einschätzungen wie diese 
zerfallen in bestimmten Phasen: Es kommt dann zum Abbruch von 
Selbstverständlichkeiten, zur Thematisierung des vormals Nichtthema­
tisierten, zur Auflösung von Gewohnheiten und Routinen. 

Stabile Deutungsmuster werden in zwei Fällen fraglich. Erstens kann 
es zu einer raschen Expansion von Handlungsoptionen kommen, etwa 
in den Jahren eines dynamischen wirtschaftlichen Wachstums oder 
nach dem Zusammenbruch bestehender, als repressiv empfundener 
Herrschaftsverhältnisse. Dann scheint den betroffenen Individuen 
mehr möglich zu sein, als durch die herkömmlichen Deutungsmuster 
abgedeckt wird. Neue Chancen geraten in Reichweite, und der Einsatz 
hiefür mag sich nun lohnen. Revolutionäre Akteure sind daher nicht die 
verelendeten Gruppen einer Gesellschaft, wie Karl Marx meinte, son­
dern jene, die den Wind der Geschichte im Rücken spüren. Dies war 
nach dem Ersten Weltkrieg zu beobachten, als die Arbeiterschaft 
meinte, nun den Sprung in die sozialistische Gesellschaft wagen zu 
können, und es zeigte sich auch am Ende der 60er Jahre, als die 
protestierenden Studenten, getragen von einer stabilen wirtschaftli­
chen Lage einschließlich der damit verbundenen glänzenden Berufs­
chancen, meinten, daß diese Gesellschaft unter veränderten Rahmenbe­
dingungen noch weit leistungsfähiger sein müsse. 

Zweitens können nicht-intendierte Folgen rational-bewußten Han­
delns auftreten, die zu einer zunehmenden Kluft zwischen Deutungs­
mustern und Wirklichkeit führen. Gerade wenn durch Vorerwartungen 
die Aufmerksamkeit der Gesellschaftsmitglieder auf bestimmte 
Bereiche beschränkt ist und andere relevante Prozesse nicht oder 
ungenügend erfaßt werden, kann die Außenwelt von den Deutungsmu­
stern, mit denen sie interpretiert wird, wegdriften. Eine zunehmende 
Kluft kann sich auftun, die ab einem bestimmten Punkt nicht mehr 
durch Verdrängungs- oder Überbrückungsmechanismen geschlossen 
werden kann. Politik kann beispielsweise schiefgehen und echte Krisen 
auslösen, und diese können in der Folge das Selbst- und Weltverständ­
nis erschüttern6• Es kommt dann zur Erosion des Weltbildes, zum 
ParadigmenwechseL Dies gilt etwa für den Wirtschaftseinbruch in der 
Mitte der 70er Jahre oder für die Ökologiefrage. Auf diese Veränderun­
gen kommen wir nun zu sprechen. 
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2. Der Wandel der Machbarkeitsvorstellungen 

Das soeben entwickelte Modell läßt sich systematisch auf den politi­
schen Wandel der letzten Jahrzehnte anwenden. Zunächst behandeln 
wir - natürlich in stark vereinfachenden Bildern - die optimistische 
Phase der 60er Jahre, sodann die Krisenerfahrungen der 70er. Am Ende 
dieser Ära steht ein entscheidender Bruch in den Machbarkeitsvorstel­
lungen, der völlig neue Rahmenbedingungen für das politische Han­
deln erzeugt. 

2 . 1 .  Sozialtechnologisches Selbstbewußtsein 

Vom Zerfall der politischen Ideologien als der entscheidenden Muster 
der Gesellschaftsdeutung ist heute viel die Rede; aber davon wurde 
schon in den 50 er und 60er Jahren gesprochen. Damals meinte man, daß 
weltanschauliche Entscheidungen zunehmend von technokratischen 
Lösungen, damit aber auch Politiker von Experten abgelöst würden, ja 
daß das Substrat der Demokratie dadurch obsolet werde, daß in einer 
komplexen Welt Sachentscheidungen in planmäßig-wissenschaftlicher 
Weise gefällt würden. "Der ,technische Staat' ",  so meinte etwa Helmut 
Schelsky beobachten zu können, "entzieht, ohne antidemokratisch zu 
sein, der Demokratie ihre Substanz. Technisch-wissenschaftliche Ent­
scheidungen können keiner demokratischen Willensbildung unterlie­
gen, sie werden auf diese Weise nur uneffektiv. Wenn die politischen 
Entscheidungen der Staatsführungen nach wissenschaftlich kontrol­
lierten Sachgesetzlichkeiten fallen, dann ist die Regierung ein Organ 
der Verwaltung von Sachnotwendigkeiten, das Parlament ein Kontroll­
organ für sachliche Richtigkeit geworden7." Diese Auffassung wurde 
von vielen geteilt : Man kann davon sprechen, daß darin demokratiepoli­
tischer Pessimismus mit einem technokratischen Optimismus verknüpft 
ist. Letzterer setzt voraus, daß die Experten wertfrei das zu leisten 
vermögen, was ihnen angesonnen wird: daß sie tatsächlich in der Lage 
sind, politische Entscheidungen zu optimieren und soziale Entwicklun­
gen zu steuern. 

Die Zuschreibung einer solchen Kompetenz deckte sich mit dem 
Selbstverständnis der Zeit. Das sozialtechnologische Vertrauen war in 
den 60er Jahren voll entfaltet, bei "Konservativen" wie bei "Progressi­
ven". Die an den Schalthebeln des Herrschaftsapparates saßen, mein­
ten, sie hätten die Gesellschaft nun im Griff, und schrieben die Erfolge 
dieser historisch außerordentlich dynamischen Wachstumsperiode der 
eigenen Steuerungskompetenz zu. Die anderen, die danach verlangten, 
an diesen Schalthebeln mitsteuern zu dürfen, begehrten zwar nach 
einer anderen, von kapitalistischen Verwertungszwängen befreiten 
Gesellschaft, jedoch bestand auch für sie kein Zweifel daran, daß die 
von ihnen eingeforderte Zukunftsgesellschaft eine durchgeplante, bes­
ser gesteuerte, wissenschaftlich angeleitete Sozialordnung sein würde. 
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Der sozialtechnologische Optimismus verband sich in diesen Kreisen 
mit einem demokratiepolitischen Optimismus. - Die Machbarkeitsvor­
stellungen waren also vom rechten bis zum linken politischen Spek­
trum stark ausgeprägt8• 

Das soziokulturelle "Nachkriegsmodell" - harte Arbeit und Wieder­
aufbau, politische Zurückhaltung und schließlich Konsumgenuß9 - war 
den Bedingungen einer "reichen" Gesellschaft in den 60er Jahren nicht 
mehr angemessen. Die Jugendlichen dieser Epoche waren bereits in 
zunehmendem und spürbar werdendem Reichtum aufgewachsen; sie 
forderten die Beseitigung anderer "Knappheiten" - sozialpsychischer, 
demokratischer, distributiver Unzulänglichkeiten - in einer "Gesell­
schaft der Fülle". Während ihre theoretischen Erklärungen bereits im 
Verklingen waren, läßt sich ihre grundsätzliche Umorientierung noch 
in die 70er und 80er Jahre hinein verfolgen. Freilich ist es eine allzu 
wohlwollende Interpretation, der Jugend der letzten beiden Jahrzehnte 
einen Wertwandel- von egozentrisch-materialistischen hin zu postma­
terialistischen Werten10 - zu attestieren; eher handelt es sich um einen 
additiven Wertwandel11 oder eine Wertakkumulation: Die materiellen 
Wünsche werden durch immaterielle angereichert, und auf der Basis 
eines gesicherten und wachsenden Wohlstandes werden neue Visionen 
angepeilt12• 

Die Idee der Machbarkeit hat immer dynamischen Charakter13• Von 
den wohlstandssozialisierten Jugendlichen wurden konkurrierende 
Deutungsmuster vorgetragen, die den Nachkriegskonsens attackierten. 
Diese aus der gesellschaftlichen Peripherie und aus intellektuellen 
Zirkeln gewachsenen Deutungsmuster, meist auf marxistischen Gesell­
schaftstheorien beruhend, waren aber nicht verallgemeinerungsfähig. 
Sie erlebten einen vorübergehenden Aufschwung, erreichten manche 
konkreten Ziele und beeinflußten nachhaltig die Weltsicht der Indivi­
duen. Aber als dauerhaftes Modell des Wirklichkeitsverständnisses 
konnte sich die theoretisch-praktische Konzeption, welche die Jugend­
lichen verwendeten, jene nämlich eines in der Endphase seiner Exi­
stenz befindlichen und für die revolutionäre Transformation reifen 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems, nicht etablieren. 

2.2. Das Zerbrechen der Kompetenzzuschreibungen 

Die Wünsche nach Wohlstand und Glück richten sich in der moder­
nen Industriegesellschaft an den Staat; das war in den 60er Jahren nicht 
anders als in den 70ern. Durch die ganze Nachkriegszeit hindurch hat 
der Staat diese Wünsche - im Vertrauen auf das wirtschaftliche Wachs­
tum - bereitwillig aufgenommen und forciert. Aber diese Machbarkeits­
vorstellungen, die darauf beruhten, daß man dem Staat nicht nur 
Allkompetenz, sondern nahezu Allmacht zugesprochen hat, sind in den 
70er Jahren zerbrochen. Die Grenzen der Voraussehbarkeit der sozialen 
Entwicklung und die Grenzen ihrer Steuerbarkeit sind ins Bewußtsein 
der Öffentlichkeit gedrungen. Überhöhte Kompetenzproklamationen 
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werden nicht mehr geglaubt. Was ist in den 70er Jahren passiert? Für 
den Sinneswandel gibt es mehrere Gründe14• 

Erstens hat das Versagen der sozialtechno�ogischen Behauptungen der 
60er Jahre angesichts auftauchender Turbulenzen - etwa die vollstän­
dige Hilflosigkeit der Wirtschaftspolitiker angesichts des kräftigen 
Abschwungs 1975 - die Vorstellungen darüber, was bewußte Interven­
tionspolitik leisten kann, auf bescheidenere Niveaus heruntergeholt. 
Denn am Ende der 60er Jahre proklamierten beispielsweise die Ökono­
men, überheblich geworden durch die historisch unvergleichliche 
Wachstumsperiode, sie hätten die wirtschaftlichen Dinge endgültig im 
Griff: Von der fiskalpolitischen Grobsteuerung meinte man zum "fine 
tuning" übergehen zu können. Daß es sich beim goldenen Wachstums­
pfad um einen geschichtlichen Glücksfall und weit weniger um wirt­
schaftspolitische Kompetenz gehandelt hatte, wurde Mitte der 70er 
Jahre plötzlich offenbar, als weder mit den wirtschaftlichen Prognosen 
noch mit den politischen Garantien etwas anzufangen war. 

Zweitens schienen gleichzeitig die C�ub-of-Rome-Warnungen durch 
die Ölkrise 1973174 bestätigt (obwohl diese Ölkrise ganz andere Gründe 
hatte, nämlich die politschen Entwicklungen im Gefolge des Nahost­
kriegs, die Kartellbildung bei den Öllieferanten und die explosive 
Nachfragesteigerung der Industrieländer durch das vorangegangene 
hohe Wirtschaftswachstum): Tatsächlich waren die Bürger der Indu­
striestaaten plötzlich mit Preissprüngen konfrontiert, mit Warteschlan­
gen an den Tankstellen - und mit der offenkundigen Hilflosigkeit der 
Experten. Die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten waren wirksamer als 
die Steuerungsversuche. Die vorausgesagten Verknappungen verschie­
dener Güter, vor allem hinsichtlich der Ausbeutung der Rohstoffe, 
schienen - in der Wahrnehmung vieler Menschen - ihren augenscheinli­
chen Niederschlag zu finden. Die apokalyptischen Computerszenarien 
wurden erlebbar und glaubhaft. 

Drittens begann - in der zweiten Hälfte der 70er Jahre - langsam die 
Serie der Umwe�tskandale in Schwung zu kommen. Vor allem wurden 
bestimmte Schwellenwerte überschritten: Spürbarkeits- und Sichtbar­
keitsschwellen oder Belastungsschwellen ökologischer Systeme. Ent­
wicklungen, die sich lange angebahnt hatten, wurden offenkundig, 
nicht zuletzt deshalb, weil man nun zu messen begann, was vorher 
niemanden interessiert hatte. In regelmäßiger Folge wurde das Umwelt­
problem aktualisiert - und rasch auch mit dem Energiethema verbun­
den: durch die Ressourcenfrage, die Emissionen, das Landschaftspro­
blem, die Diskussion über Technik. 

2.3. Erfolg und Sklerose 

Damit ist - in der Mitte der 70er Jahre - das Paradigma der 
Nachkriegszeit zu Ende gegangen: eine Epoche der recht kontinuierli­
chen ökonomischen Entwicklung, getragen von einem weitreichenden 
politischen Grundkonsens und dem gesunden Selbstbewußtsein der 
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interventionistischen Kompetenz. Das lange Zeit gültige Bild von der 
Wirklichkeit ist zerbrochen, und mit zwei Konsequenzen schlagen sich 
die Machthaber seitdem herum. 

Die eine Konsequenz ist die verzögerte Anpassung an die neuen 
Gegebenheiten. Der jahrzehntelange Erfolg des Nachkriegskurses 
rächte sich nun: Die Rezepte der Vergangenheit hatten eine derart 
robuste Erfahrung ihres Erfolges für sich, daß die Entscheidungsträger 
nicht erkannten, daß diese Nachkriegskontinuität an ein Ende geraten 
war. Je erfolgreicher die Vergangenheit, umso schwerer die Anpassung: 
Man glaubt trotz sich häufender Schwierigkeiten nicht, daß die Strate­
gien, die bisher immer so vorzügliche Ergebnisse gezeitigt haben, nun 
nicht mehr "greifen". Man sucht nach besonderen Umständen, die eine 
baldige Rückkehr zum "Normalzustand" erwarten lassen. Man sucht 
nach Schuldigen, deren spezielle Unfähigkeit verantwortlich gemacht 
wird. Man verdrängt den Wandel. Damit wird Zeit vertan, bis der Druck 
der Geschehnisse die alten Wahrnehmungsmuster endgültig durch­
bricht und zerstört; bis deutlich wird, daß es um eine neue Interpreta­
tion der Geschehnisse gehf5• - Das "Establishment" - so hätten es die 
protestierenden Studenten gesagt - blieb somit über lange Jahre 
hinweg dem überkommenen Weltbild verhaftet. Es verließ sich auf die 
bisherigen guten Erfahrungen und folgte den wohlerkundeten Tram­
pelpfaden der Vergangenheit. Das gilt für die politischen Instanzen, 
deren Unbeweglichkeit es ermöglichte, daß sich in den Nischen des 
politischen Marktes neue Kleinanbieter einrichten konnten. Das gilt für 
die Grundstoffindustrie, deren Repräsentanten auf den langfristigen 
Erfolg ihrer bisherigen Strategien verweisen konnten und alle Krisen­
zeichen als vorübergehende Störungen des Marktes abtaten. In Wahr­
heit war alles anders: Das dynamische Wirtschaftswachstum war zu 
Ende; der Machbarkeitsglaube war zerbrochen; neue Themen befanden 
sich im Aufstieg. Kurz und überpointiert gesagt: Die Zeichen der Zeit 
wurden nicht erkannt. Eine robuste Sklerotisierung wurde sichtbar, auf 
allen Ebenen, im politischen und im wirtschaftlichen Bereich. 

Die zweite Folge war noch weitreichender. Es war die sozialdemokra­
tische Weltanschauung, die unter diesen Veränderungen am schwersten 
zu leiden hatte. Denn die klassischen Bestände sozialdemokratischer 
Gesellschaftstheorie waren wohl im Laufe der Jahre schon aufgegeben 
worden, etwa das Ziel einer grundlegenden Veränderung der Produk­
tionsverhältnisse; die reformistische Konzeption aber war an ein Fort­
schritts- und Wachstumsdenken gebunden, das an soziale16 und an 
ökologische Grenzen stieß, und sie beruhte auf der Existenz staatlich­
administrativer Gestaltungsmöglichkeiten, die immer unglaubwürdi­
ger wurden. Das sozialdemokratische Jahrhundert- denn ein solches 
war es wohl - hat beeindruckende Erfolge zu verzeichnen, und doch 
wird nun die Frage gestellt, ob der Sozialismus ein Thema von gestern 
sei17 - scheint doch nichts mehr übrig zu bleiben außer einem allgemein­
verbindlichen Humanismus und einer traditionsbewußt vorzeigbaren 
Parteigeschichte. Konservative und liberale Parteien haben es mit 
einem Knick dieser Art leichter: Während konservative Parteien sich 

16 



auf bewährte kulturelle Traditionen zurückziehen und auf Status quo, 
Kontinuität und bürgerliche Tugenden verweisen können, und wäh­
rend liberale Parteien mit ihrem Marktmodell allemal soziale Lösungen 
für alle Lebenslagen anzubieten glauben, sind die sozialistischen Par­
teien in der Verlegenheit, weit und breit keine Ersatzvisionen als 
Substitut ihrer weitreichenden Programmatik entdecken zu können, 
jener theoretisch so anspruchsvollen Programmatik, die sich zum einen 
Teil erfolgreich erledigt (Wohlfahrtsstaat) und zum anderen Teil als 
praktisch unbrauchbar (Verstaatlichung) erwiesen hat. Die 80er Jahre 
sind die Phase der Ratlosigkeit und der Defensive. 

3. Der Wandel in der Staatseinschätzung 

"Heute sieht es so aus, als seien die utopischen Energien aufgezehrt, 
als hätten sie sich vom geschichtlichen Denken zurückgezogen. Der 
Horizont der Zukunft hat sich zusammengezogen und den Zeitgeist wie 
die Politik gründlich verändert. Die Zukunft ist negativ besetzt; an der 
Schwelle zum 21 .  Jahrhundert zeichnet sich das Schreckenspanorama 
der weltweiten Gefährdung allgemeiner Lebensinteressen ab18." Was 
Jürgen Habermas mit diesen Worten beschreibt, ist die politische 
Stimmungslage der Gegenwart. Womit wir konfrontiert sind, das ist 
eine andere Variante der Zerstörung von Ideologien und Visionen: 
Nicht die Technokratie beherrscht die Trümmerfelder der Weltbilder, 
sondern eine Stimmung der Ratlosigkeit schwebt über der politischen 
Szenerie. Visionen werden wohl eingemahnt und beschworen, aber 
nicht geglaubt. Demokratiepolitischer Pessimismus verknüpft sich nicht 
mehr mit technokratischem Optimismus, sondern mit sozialtechnologi­
schem Pessimismus. Überspitzt formuliert: Die untergründige Stim­
mungslage, die den politischen Eliten in Österreich öfters attestiert 
wird, der "therapeutische Nihilismus19", ist zum Bewußtsein der Öster­
reicher geworden. Man wartet zunächst ab, was weiter geschieht. 

3. 1 .  Versuche mit neuen Deutungsmustern 

Die Politik hat sich heute in einer "offenen Situation" zurechtzufin­
den. Die ideologischen Karten werden neu gemischt, und vieles ist in 
dieser Lage möglich. In einem Umbruch können sich neue Deutungs­
muster, die in autonomen Öffentlichkeiten verfügbar sind, durchset­
zen20. Dies geschieht natürlich nicht in einer herrschaftsfreien face-to­
face-Kommunikation zwischen den Gesellschaftsmitgliedern, sondern 
durch institutionalisierte Kommunikationskreise: Darunter stehen an 
erster Stelle die Massenkommunikationsmittel, mit all ihrem Gewicht 
und ihrer spezifischen Dynamik; dann aber auch politische Gruppie­
rungen, Intellektuellengruppen, die Wissenschaft, neue soziale Bewe­
gungen und dergleichen. Sie stoßen nach in jene Lücke, die dadurch 
entsteht, daß die "Grenzen des sozialstaatliehen Projekts" - wie Haber­
mas meint - sichtbar werden: in einer Situation, "in der eine immer 
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noch von der arbeitsgesellschaftlichen Utopie zehrende Sozialstaats­
programmatik die Kraft verliert, künftige Möglichkeiten eines kollektiv 
besseren und weniger gefährdeten Lebens zu erschließen21.' ' In der 
Krise entsteht eine Nachfrage nach neuen Deutungen, die von den 
vorherrschenden abweichen, und verschiedene Gruppierungen bieten 
solche Deutungen an. Denn auch in Phasen der Konformität, in denen 
kaum ein Ideenwandel zu beobachten ist, werden in bestimmten 
Gruppen - eben den erwähnten autonomen Öffentlichkeiten - abwei­
chende Ideenbestände konserviert, die zu gegebener Zeit in die allge­
meine Öffentlichkeit vordringen22• 

Was für das öffentliche Bewußtsein generell gilt, läßt sich auch auf die 
politischen Parteien anwenden. In den Zeiten der Verunsicherung 
können politische Inhalte aus den Stäben und peripheren Gruppen der 
Partei Resonanz gewinnen23, sie können als programmatische "Neuig­
keit" oder als attraktive "Vorschläge" von den Machteliten akzeptiert 
werden. Der "frische Wind", d. h. die "Öffnung" der Organisation, muß 
sich freilich nicht immer durchsetzen, denn das Orientierungsbedürf­
nis, das zu gleicher Zeit wächst, läßt sich auch am Bewährten - und 
damit an den Kernschichten der Partei als seinen sozialen Trägern -
"festmachen". Die Verunsicherung kann also dazu führen, Strategien 
der "Schließung" zu forcieren - dies scheint die Antwort der katholi­
schen Kirche auf die unübersichtliche Situation zu sein. Es hängt also in 
dieser offenen Situation nicht zuletzt von Zufällen - etwa der Orientie­
rung starker Führungspersönlichkeiten - ab, ob Konflikte überbrückt 
werden können, ob Neuorientierungen durchdringen oder Rückzugs­
tendenzen sich durchsetzen. 

Problem- und Lösungsdefinitionen können sich in einer solchen 
Phase wandeln, und diese Definitionen politischer Sachverhalte sind 
durchaus wirkungsmächtig. Denn die Definition eines Problems beein­
flußt mögliche politische Antworten und Maßnahmen zur Verteilung 
der Lasten. Ist etwa das Problem der Grundstoffindustrie ein Beschäfti­
gungsproblem oder ein Problem der Industriestruktur? In den 70er 
Jahren wurde es als Beschäftigungsprob�em betrachtet, und daher 
wurden die Steuerzahler zur Kasse gebeten, um unrentable und unan­
gepaßte Betriebe am Leben zu erhalten. In den 80er Jahren hat man sich 
dazu durchgerungen, es als ein Prob�em der Industriestruktur zu 
definieren, und daher geht es um die Frage, wie - möglichst schonend -
ein rascher Anpassungsprozeß (in diesem Falle eher zu Lasten der 
Arbeitnehmer) eingeleitet werden kann24• 

Im Repertoire ideengeschichtlicher Antworten auf wirtschaftliche 
Problemsituationen wird heute vor allem auf zwei Modelle zurückge­
griffen: auf das romantische Modell und auf das konservativ-liberale 
Modell. Diese beiden Ideenkomplexe werden nun kurz behandelt. 

3.2. Rückkehr zur Vormoderne 

Der bereits erwähnte sozialstaatliche Grundkonsens der N achkriegs­
jahrzehnte - der ,.sozialdemokratische Konsens25" - lautete: steigendes 
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Einkommen und soziale Sicherheit. Dieser Konsens gerät natürlich in 
Gefahr, wenn die Wirtschaftspolitik die Vollbeschäftigung nicht mehr 
sichern und die Pazifizierung von Verteilungskonflikten nicht mehr 
leisten kann, und wenn sich die bislang wenig sichtbaren oder ver­
drängten Kosten des Industrialisierungsprozesses in unübersehbaren 
und bedrohlichen Ereignissen verdichten. Was bislang als Lösung für 
Probleme - wie Armut, ungerechte Verteilung und Unsicherheit -
angesehen wurde, wird nun selbst zum Problem: Fortschritt, Technik 
und Wohlstand werden verdächtig. 

Wenn die Moderne - die Technik, die Vernunft - Überlebenspro­
bleme schafft, dann liegt es nahe, zur Vormoderne zurückzukehren26• 
Daß dies möglich ist, ist freilich eine Illusion; aber dieser Umstand war 
für soziale Bewegungen noch nie störend. Das Umwelt- und Energie­
thema - in seiner Globalisierung und Reichweite - ist nun ein typisches 
Thema der Moderne, unbeschadet aller partiellen Ökoprobleme frühe­
rer Jahrhunderte. Es ist kein Wunder, wenn die jüngere Generation 
romantische Traditionen einer Kritik an der Moderne und der Indu­
striegesellschaft, die aus dem frühen 19. Jahrhundert stammen und an 
der Wende zum 20. Jahrhundert neue Resonanz erfahren haben, auf­
nimmt und umfassende Gegenmodelle postuliert27 •  Die Befreiung von 
technisch-organisatorischen Zwängen soll in neue Verhaltens- und 
Orientierungsmuster münden: Selbstverwaltung, Kleingruppen, small 
is beautiful, Netzwerke. 

Nicht machen, sondern einordnen; keine Systemgestaltung, sondern 
das Leben in Kreisläufen; keine künstliche Welt, sondern eine natürli­
che Ordnung; nicht Herrschaft, sondern Harmonie. "Graswurzelpolitik" 
verweigert sich den Formalismen und Disziplinierungen der industriel­
len und repräsentativ-demokratischen Welt, Arbeit und Politik sollen 
spontan und emotional, selbstbefreiend und unmittelbar, anarchistisch 
und kommunikativ sein28• Kurz: Widerstand gegen die Tendenzen der 
"Kolonialisierung der Lebenswelt29". 

Die grün-alternativen Bewegungen haben ihre Thematisierungskom­
petenz unter Beweis gestellt; das Umweltthema hat eine erstaunlich 
rasche Karriere im öffentlichen Bewußtsein vollzogen. Ihnen ist es zu 
verdanken, daß die Ökologie so rasch als politisches Problem anerkannt 
wurde. Aus diesen Gruppierungen ist eine neue Weltinterpretation 
rasch in die Öffentlichkeit gedrungen: die Welt als bedrohte, vergiftete 
und gefährdete30• Zu gleicher Zeit haben die grün-alternativen Parteien 
allerdings ihr organisatorisches Unvermögen unter Beweis gestellt 
sowie ihre Schwäche, vernünftige mittelfristige Konzepte zu entwerfen. 
So sind sie eher als partielle Unzufriedenheitssymptome zu werten 
denn als konstruktive politische Kräfte. Umgekehrt haben die etablier­
ten politischen Kräfte - nach einer Phase der Verzögerung - gelernt: Sie 
haben symbolische Strategien entwickelt, um ihr Engagement in 
Umweltfragen unter Beweis zu stellen, und sie haben da und dort 
tatsächlich eine ökologische Reformpolitik begonnen. Gleichwohl wer­
den die grün-alternativen Strömungen auch für die nächsten Jahr­
zehnte bestehen bleiben: einerseits, weil die von ihnen angerissenen 
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Fragen tatsächlich wichtig sind, und andererseits, weil die zuverlässig 
eintretenden Umweltskandale auch in den nächsten Jahrzehnten das 
neue Wirklichkeitsbild bekräftigen und den Unmut der Bürger anhei­
zen werden31• 

3.3. Rückkehr zum peripheren Staat 

Die konservativ-liberale Anwort auf die in den 70er Jahren aufgetrete­
nen Probleme ist mit klassischen Auffassungen vom zurückhaltenden, 
rahmensetzenden Staat verknüpft. Der Staat - so meinen die Kritiker 
des etatistischen Reformismus - habe seine Aktivitäten in zahlreiche 
Lebensbereiche ausgeweitet, in denen er nichts zu suchen habe, son­
dern vielmehr die individuelle Entscheidungsfreiheit bedrohe. Er 
behindere den privaten Wirtschaftsprozeß, der ohne störende Eingriffe 
weit bessere Ergebnisse zustandebringen würde, und schöpfe zur 
Finanzierung seiner unnützen Aktivitäten so viele Ressourcen ab, daß 
er dadurch die wirtschaftliche Dynamik schwäche. Sein Aktivitätsbe­
reich sei daher zurückzudrängen, sein Budget zu beschneiden, seine 
Programme seien zurechtzustutzen, seine Eingriffe so weit wie möglich 
zurückzunehmen32• 

Das Bild hat sich gewandelt: vom planenden, hegenden, steuernden 
und behütenden Staat zum gefräßigen Leviathan, dem es seine Beute zu 
entreißen gilt. Dieser Wandel in der Wirklichkeitswahrnehmung führt 
ohne Zweifel zu zahlreichen vernünftigen Maßnahmen: zu Einspa­
rungsversuchen, zu Effizienzsteigerungsprogrammen, zur Plafondie­
rung der Staatsverschuldung, zu Steuerreformen; langsam, sehr lang­
sam auch zu einem Bewußtsein davon, daß jede Forderung an den Staat 
in Wahrheit eine Forderung an die Mitbürger ist, die ja Ressourcen 
dafür aufzubringen haben. Die größte Aufmerksamkeit erzielen freilich 
Privatisierungsprogramme, welche die unterschiedlichsten Organisa­
tionen und Unternehmungen dem direkten Einflußbereich des Staates 
entziehen33• Da Privatisierung als Lösungsmethode, die politisch-wirt­
schaftliche Kompetenz verrät, anerkannt ist, wird sie - allen residualen 
ideologischen Vorbehalten zum Trotz - auch von einer sozialdemokrati­
schen Regierung zunehmend praktiziert: auch in jenen Fällen, in denen 
sie nach allen Regeln der ökonomischen Kunst keine Wirkungen 
erzeugt. Denn zu den Grundvoraussetzungen, unter denen man von 
einer solchen Maßnahme einen segensreichen Effekt erwarten darf, 
gehört, daß sich das fragliche Unternehmen auf einem Konkurrenz­
markt befindet, also unter dem Selektionsdruck des Wettbewerbs steht. 
Das aber ist nicht immer der Fall. Dennoch bedient man sich des zur 
Zeit positiv bewerteten Etiketts : Hat man eine Lösungsmethode, die 
Tatkraft und Kompetenz signalisiert, gefunden, werden erforderlichen­
falls die Probleme auch erst erzeugt, an denen der politische Apparat 
seine Entschlossenheit wählerstimmenträchtig demonstrieren kann. 
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3.4. Überschätzung und Unterschätzung des Staates 

Der Staat ist weder eine verehrungswürdige Entität, deren Aura es zu 
wahren oder zu regenerieren gilt; noch ein dämonisierbares Ungeheuer, 
das mit allen nur denkbaren Waffen zu verscheuchen ist; noch ein 
vernachlässigbares Phänomen, das an der Peripherie eines dynami­
schen Gemeinwesens seinen angemessenen Platz hat. Aber an der 
staatsbürgerlichen Erziehung und Fähigkeit dazu, Leistungen und 
Grenzen politisch-staatlicher Machbarkeit einschätzen zu können, man­
gelt es gewaltig: Die Bürger schwanken, wenn sie den Staat ins Auge 
fassen, zwischen illusionistischen Allmachtsphantasien und defätisti­
schen Globalbeschimpfungen. Zunächst hat die Bereitschaft des Staa­
tes, "alle" Aufgaben auf sich zu nehmen, und sein unleugbarer Erfolg in 
den letzten Jahrzehnten zu einer Überschätzung des Staates geführt: Es 
wurde - wie ein Kritiker meint - "von der Allzuständigkeit auf die rea�e 
AUfähigkeit geschlossen . . .  Die ,Ver-Staatlichung' erscheint als unfeh�­
bares Instrument zur Problemlösung". Der Staat werde "als zweckratio­
nale Organisation für komp�exe, konfliktanfäUige und erfo�gsungewisse 
Aufgaben gedeutet und eingesetzt". Dies habe ihn einer "unbegrenzten 
Erwartungssituation" ausgesetzt34• 

Das ist sicher richtig; neuerdings scheint die Leistungsfähigkeit des 
Staates jedoch eher einer Unterschätzung ausgesetzt zu sein. Die 
"Zurückdrängungsperspektive" gewinnt an Terrain, nicht zuletzt des­
wegen, weil offenkundig wird, daß die bürokratische Organisations­
form nicht nur eine zweckrationale Apparatur ist, sondern auch zu 
steigenden Kosten, zunehmenden Ineffizienzen, Kontrollproblemen, 
Protektionismen und anderen Unzulänglichkeiten führt. Derzeit ist der 
Gegenschlag erfolgreich: Unter den Bannern des "Staatsversagens", der 
"Regierbarkeit" und ähnlicher analytischer Abbreviaturen versammeln 
sich jene, welche die marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnung durch 
den staatlichen Expansionismus geschädigt oder bedroht sehen. Frag­
los wird jede Veräußerung oder Ausgliederung staatlicher Institutionen 
- theoretisch wie praktisch - als Gewinn an Effizienz und Dynamik 
angesehen. "Praktisch" heißt: Die radikalen Briten sind die Spitzenrei­
ter bei den Privatisierungsprojekten, die USA kürzen ihre Wohlfahrts­
programme. "Theoretisch" heißt: Wirtschaftstheoretiker wie James 
Buchanan propagieren Vertragsmodelle, die verfassungsrechtliche Ein­
schränkungen wirtschaftspolitischer Aktivitäten des Staates sicherstel­
len sollen3\ und Friedrich von Hayek plädiert für einen Minimalstaat 
klassischer Prägung, um Freiheit und Dynamik sicherzustellen36• 

Zwei Argumente lassen sich ihnen ebenso entgegenhalten wie den 
Etatisten, die prinzipiell für größere Staatsanteile plädieren. Erstens ist 
das Ausmaß an "Staatlichkeit", an staatlicher Durchdringung der 
gesellschaftlichen Beziehungen, eine empirische Größe, die nach der 
Zweckmäßigkeit der funktionalen Beiträge staatlicher Interventionen 
zu beurteilen ist. Deterministische Gesetzmäßigkeiten, die Zivilisa­
tionsniveau und (steigenden) Staatsanteil verklammern, sind ebenso 
problematisch wie ein ungebrochenes Staatsvertrauen, das prinzipiell 
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private Erträge verdächtigt und auf die segensreiche Verwendung von 
Steuergeldern vertraut; aber pauschale Hinweise auf "Freiheiten", die 
durch die staatliche Abschöpfung von privaten Ressourcen gefährdet 
seien, sind gleichfalls oft einäugig konstruierte Wirklichkeitsbilder. 

Zweitens können sich die meisten liberalen Theoretiker nur schwer 
mit dem Gedanken anfreunden, daß die erforderliche Flexibilität und 
Dynamik einer modernen Industriegesellschaft nicht durch eine mög­
lichst weitgehende Reduzierung des Sozialstaates zu erreichen ist, 
sondern eher durch seine Optimierung37- und das mag Einschränkung 
in manchen Bereichen und Ausbau in anderen bedeuten38• Der Wohl­
fahrtsstaat ist nicht nur ein bedauerlicher, weil zum Zwecke der 
politischen Stabilisierung erforderlicher Kompromiß, welcher das 
erreichbare Niveau von Wachstum und Leistungsfähigkeit, das mittels 
eines extremliberalen Modells erzielbar wäre, aufs Spiel setzt. Er ist, 
auch wenn über die konkrete Programmatik diskutiert werden kann, 
jene soziale Ordnung, welche die rein wirtschaftliche Leistungsfähig­
keit eines idealtypischen kapitalistischen Systems weitestgehend nutzt 
und dennoch mit den Postulaten der Sicherheit und Gerechtigkeit 
vereint, ein System, welches zudem öffentliche Komplementärgüter 
liefert und allgemeine Stabilisierungsleistungen vollbringt: ein 
Gemeinwesen, dessen Leistungsfähigkeit weder mit sozialistischen 
Idealwelten verglichen werden kann, die mit lauter "guten Menschen" 
besetzt sind, noch mit liberalen Idealwelten, die vor der entfesselten 
Dynamik egozentrischer Individuen geradezu bersten. 

3.5. Pragmatismus und Differenzierung 

Solche Idealwelten stellen freilich weitgehend das Spielmaterial dar, 
aus dem sich öffentliche Diskussionen nähren - in Österreich freilich im 
allgemeinen in sehr abgeschwächter und ideologisch konvergenter 
Form. Der Sozialstaat wird von den großen Parteien nicht in Frage 
gestellt, auch wenn um Akzentsetzungen gestritten wird. Die politi­
schen Parteien sind derzeit freilich nicht in der Lage, eine sozialstaatli­
ehe Optimierungsvorstellung in konsistenter Weise zu entwickeln, 
schon deswegen, weil sie "ihre traditionelle Identität, die sie in der 
Vergangenheit zu dem gemacht hat, was sie waren, schrittweise einge­
büßt" haben, "ohne daß eine neue Identität und Kenntlichkeit sichtbar 
wäre oder sich auch nur ankündigte". Dies konstatiert Norbert Leser, 
der den politischen Konvergenzprozeß damit verbunden sieht, daß die 
Parteien in einer differenzierten Gesellschaft "zu losen Allianzen ver­
schiedener Interessengruppen" geworden sind. Für sie gehe es immer 
weniger um die Durchsetzung verschiedener Grundsätze, sondern 
immer mehr um die bessere und zweckmäßigere Anwendung gemein­
samer Grundsätze39• 

Das aber hat zwei Folgen. Einerseits beginnt sich in den 80er Jahren 
im Rahmen der gemeinsamen Ratlosigkeit ein neuer Pragmatismus zu 
entwickeln und zu verfestigen, der nicht an der Unverfügbarkeit von 
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Visionen verzweifelt oder solche durch verbale Kunststücke herbeizu­
zaubern sucht, sondern der sich aus der Handlungsparalyse erholt und 
nicht davor zurückscheut, wenigstens Alltagsaufgaben anzupacken. 
Freilich ist damit die Gefahr verbunden, daß die begrenzte Reformbe­
reitschaft in der effizienteren Verfolgung teilrationaler Ziele aufgeht, 
d. h. daß sie die zentrale Funktion vernachlässigt, die Partialrationalitä­
ten von Subsystemen in einer differenzierten Gesellschaft zu einer 
Gesamtrationalität zu kombinieren, statt sie eigendynamisch walten 
und damit eine gesamthafte Irrationalität entstehen zu lassen. "Mudd­
ling through" greift in einer so komplexen Gesellschaft zu kurz40• 

Andererseits aber kollidiert diese pragmatische Gemeinsamkeit der 
politischen Gruppierungen, selbst wenn sie einige Schritte in Richtung 
auf eine Gesamtrationalität schafft, mit dem Differenzierungsbedürfnis 
der Parteien auf dem Felde der politischen Konkurrenz. So bleibt nur 
eine symbolische und begriffliche Form der Auseinandersetzung, wel­
che die faktische Gemeinsamkeit oberflächlich dementiert, aber, da sie 
auf Einzelfragen hin orientiert ist, zu höchst disparaten Wirklichkeits­
vorstellungen und widersprüchlichen Forderungen führt. Dadurch 
werden die letzten Konsistenzreste politischer Ideologien aufgelöst. 
Dieses Geschehen aber führt uns zur Darstellung des politischen 
Handeins in der Öffentlichkeit und damit zu einer weiteren Ebene der 
Prägung von Weltbildern. 

4. Der Wandel in der Politikdarstellung 

Unterschiedliche Kommunikationskreise definieren und präsentie­
ren politisch relevante Wirklichkeitsbilder in der Öffentlichkeit. Die 
Massenmedien stellen zweifellos das wichtigste Forum dar, durch 
welches das öffentliche Bewußtsein geprägt und der Wechsel von 
Weltbildern bewerkstelligt wird. Es gilt daher, einen Blick auf diese 
medienzentrierte Politikszene zu werfen und den Idealtypus des "Poli­
tikunternehmers", der sich auf diesem Felde tummelt, zu skizzieren. 
Schließlich soll noch kurz das Problem der politischen Glaubwürdig­
keit in einer unübersichtlichen Mediengesellschaft gestreift werden. 

4 . 1 .  Medienorientierte Politik 

Die Massenmedien sind zur entscheidenden Schaltstelle im politi­
schen Entscheidungsprozeß geworden. Sie prägen in hohem Maße die 
Wirklichkeitswahrnehmung der Bürger. Was Politik sein will, muß in 
die Medien Eingang finden, und was in den Medien ist, das ist Politik41• 
In diesem Prozeß wird um Definitionen gestritten, nicht unmittelbar 
um Geld und Macht42• Dabei geht es gar nicht so sehr um die Beeinflus­
sung politisch-ideologischer Meinungen der Bürger oder um die Instru­
mentalisierung bestimmter Medien für politische Zwecke von Parteien 
oder Interessengruppen. Grundlegender ist die Veränderung des po�iti-
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sehen Geschehens, die durch die Logik und den Zwang des medienge­
rechten Handeins ausgelöst wird43. Dieses führt nicht nur zur Personali­
sierung, zum politischen "Starsystem" und zum Relevanzverlust der 
Parteiorganisationen44, sondern auch zu eigentümlichen Thematisie­
rungs- und Interpretationsprozessen. Es entsteht eine eigene Welt. 

Was "wichtige" Vorhaben und Probleme der Politik sind, darüber 
muß in einer politischen Szene, die keine anderen Relevanzkriterien 
mehr kennt als jene des publizistischen Neuigkeitswertes, meist 
Unklarheit herrschen. Läppische Zinsensteuern können - wie wir 
wissen - den Blick auf eine großangelegte Steuerreform verstellen; der 
Freifahrtschein für Studenten scheint zeitweise wichtiger als die For­
schungspolitik generell; Bildungspolitik degeneriert zum Lehrplange­
rangel oder zum Parteikonflikt bei der Besetzung von Direktorenpo­
sten. Eine weitreichende Verkehrspolitik oder eine entschlossene Öko­
logiepolitik ist kaum über die Bühne der Medien zu bringen. Politisch­
publizistische Aufschaukelungsprozesse machen Politik zum Showge­
schäft45, prägen ihr neue, vergängliche Schwerpunkte auf. Informations­
lieferanten und -verkäufer drängeln sich in und um Pressekonferenzen 
und Fernsehstatements, und da diese zum eigentlichen Ziel politischen 
Handeins werden, ist jede großangelegte politische Maßnahme, die ihre 
"Spalte" oder ihre drei Fernsehminuten gehabt hat, am nächsten Tag 
schon Schnee von gestern46. 

Kaum noch jemand hält an der aufklärerischen Hoffnung fest, durch 
die Informationsdichte der Massenmedien werde der informierte und 
partizipative Staatsbürger erzeugt, den eine lebendige Demokratie 
benötigt. Vielmehr entsteht durch die elektronischen Medien eine 
eigene, eigentümliche Welt: eine durch die Eigengesetzlichkeit der 
Medien erzeugte "Fassadenpolitik", die nur lose mit der "wirklichen" 
Politik verklammert ist, die sich hinter den Kulissen abspielt. Aber es 
sind diese Paternkinsehen politischen Szenarien, von denen das politi­
sche Wirklichkeitsbild der Staatsbürger wesentlich geprägt ist. Die 
Medien begünstigen das Auseinanderdriften von Wirklichkeit und 
Realitätsbild47. 

4.2. Dynamische Politikunternehmer 

Politisches Handeln ist - wie erwähnt - ein Spiel mit Wirklichkeits­
deutungen. Es ist allerdings keine unverbindliche Spielerei, sondern 
eine unter Konkurrenzdruck stattfindende Auseinandersetzung um 
Wirklichkeitswahrnehmungen. Wer darin siegt, kann die Herrschafts­
positionen besetzen. Wer seine Anliegen und Absichten überzeugungs­
kräftiger präsentiert, wird Gefolgsleute finden und Wählerstimmen 
gewinnen. Deshalb hat die Neue Politische Ökonomie auch das Modell 
des Konkurrenzmarktes für den politischen Wettbewerb verwendet. 

Tatsächlich ist auch der Politiker ein Unternehmer jenes dynami­
schen Schlages, wie ihn J oseph Schumpeter48 oder Friedrich von 
Hayek49 beschrieben haben; also eine Gestalt, die nicht ein passives 
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Optimierungsverhalten an den Tag legt, um die wählerstimmenmaxi­
mierende Position auf einer ideologischen Skala anzupeilen, sondern 
die einen Stimmenmarkt "erobern" muß. Dabei aber gilt es, "Neuigkei­
ten" zu präsentieren, attraktive Offerte, Zuwächse, Erhöhungen, 
Reformpakete, Innovationen; denn einmal realisierte Neuerungen 
unterliegen einem Veralterungsprozeß. Deswegen werden immer mehr 
kostenträchtige Programme geschaffen als abgeschafft, denn jede Fra­
grammliquidation gefährdet Besitzstände, die von den Betroffenen 
gewahrt werden, und jede Programmlizitation schafft Nutznießer, von 
denen man politischen Profit erwarten kann50. 

Dieser expansive Weg aber ist in einer Gesellschaft, die auf beschei­
dene Wachstumsraten zurückgefallen ist, die gleichzeitig mit zusätzlich 
auftretenden Schwierigkeiten zu kämpfen hat und die zudem einige 
Altlasten aufzuarbeiten hat, nicht mehr möglich. Das hat nun einerseits 
die bereits beschriebene Ratlosigkeit zur Folge, andererseits aber den 
Versuch, die Bewegungsunfähigkeit durch symbolische Politik zu kom­
pensieren51. Die Suggestion, daß etwas getan wird, um die Probleme zu 
bewältigen, läßt sich auf verschiedenen Wegen erzeugen: beispielsweise 
durch Gesetze, in denen keinerlei Instrumentarium zu ihrer Durchset­
zung vorgesehen ist (wie dies im Umweltbereich zuweilen vorkommt); 
durch eine euphorische Beschreibung der wirtschaftlichen Effekte 
einer internationalen Öffnung, die durch die Wirklichkeit in keiner 
Weise abgedeckt wird; oder durch Unterhaltungsveranstaltungen wie 
eine Weltausstellung, Diskussionen über Künstleraktivitäten oder groß­
angelegte weltanschauliche Symposien. Das politische "Firmenimage" 
kann durch solche Marketing-Aktivitäten auch dann verbessert werden, 
wenn zentrale Politikbereiche nicht zielführend bearbeitet werden. 

Eine pessimistische Perspektive würde lauten: Die symbolische 
Politik ersetzt zunehmend die wirkliche, oder: Es gibt keine andere 
Politik als jene, die in den Medien sichtbar wird. Die optimistische 
lautet: Es entwickeln sich zwei Wirklichkeiten, zwei Welten - die 
"Showpolitik", vermittelt durch die Medien, und die "wirkliche Poli­
tik", die hinter den Kulissen stattfindet. Die invisible hand im Wirt­
schaftsbereich wird durch eine invisible politics ergänzt. Daß diese 
Vorstellung, die allen rechtsstaatlich-demokratischen Traditionen des 
Abendlandes widerspricht, hier als optimistische Variante bezeichnet 
werden muß, macht deutlich, wie weit dieser Prozeß schon vorange­
schritten ist. 

4.3. Glaubwürdigkeit in einer Mediengesellschaft 

Dennoch funktioniert der politische Prozeß. Der Konsens der tragen­
den politischen Kräfte ist trotz der wirtschaftlichen und sozialen 
Schwierigkeiten durch extremistische Konzepte derzeit kaum zu unter­
laufen52. Auch Funktionsschwächen können überbrückt werden, wenn 
das Vertrauen darauf, daß der politische Apparat "im großen und 
ganzen" in Ordnung ist, ungebrochen ist. Damit stoßen wir freilich auf 
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einen heiklen Punkt: jenem der Glaubwürdigkeit und der Anständig­
keit der politischen Amtsinhaber. Dahinter steckt ein Problem, das mit 
dem Verhältnis von Wirklichkeit und Wahrnehmung zu tun hat. Nur 
wenn dieses Problem ins Auge gefaßt wird, kann erklärt werden, 
warum zuweilen politische Karrieren durch ganz geringfügige Verge­
hen ein Ende finden, oder daß trotz gravierender Rechtsbrüche ein 
Systemvertrauen weiterbestehen kann. 

Wir müssen, um dies deutlich zu machen, bei der Komplexität einer 
funktional differenzierten Gesellschaft ansetzen. Dadurch, daß die 
gesellschaftlichen Probleme so komplex, politische Leistungen so 
schwer beurteilbar und die politischen Geschäfte so undurchschaubar 
sind, beruht das politische Geschehen wesentlich auf Vertrauen: 
Bestimmten Personen werden Macht und Handlungsfreiheit übertra­
gen in der Erwartung, daß sie diese zum Wohl des Gemeinwesens 
einsetzen werden. Vertrauen ist eine riskante Vorleistung, welche die 
Komplexität der Welt verringert, zugleich aber auch eine immer pre­
käre, enttäuschungsoffene Haltung53• 

Zwei ganz unterschiedliche Schlußfolgerungen verklammern beob­
achtbare Handlungen mit nicht beobachtbaren und bauen das Wirklich­
keitsbild, das der Wähler von den politischen Akteuren besitzt, auf. 
Erstens kann nur von den beobachtbaren Aktivitäten eines Akteurs auf 
seine generelle Einstellung geschlossen werden. Jede sichtbare, wenn 
auch "unwichtige" Handlung wird als Indiz für eine Vielzahl unsichtba­
rer Aktivitäten genommen. Das bedeutet, daß dieses Vertrauen auch 
durch "kleine" Verfehlungen erschüttert werden kann, speziell dann, 
wenn die Öffentlichkeit erlebt, daß sie belogen wird, denn die Undurch­
schaubarkeit des Geschehens zwingt dazu, diese Verhaltensweisen als 
Symptom zu generalisieren. 

Zweitens kann ein Systemvertrauen durchaus aufrechterhalten wer­
den, solange sich Enttäuschungen nur mit einigen (austauschbaren) 
Personen verbinden. Die Legitimität der politischen Ordnung ist erst 
dann bedroht, wenn auf einer zweiten Ebene der Verallgemeinerung die 
Verfehlungen einzelner Personen als Indiz für das Verhalten der 
gesamten politischen Gruppe genommen werden müssen. Dann wer­
den Probleme von Personen zu solchen einer ganzen Klasse; Distanzie­
rung gegenüber der Regierung wird zur Distanzierung gegenüber der 
Politik überhaupt. Erst dann verändert sich das Wirklichkeitsverständ­
nis: Politik wird - in der Sicht der Bürger - zum Tummelplatz von 
Opportunisten, Korruptionisten und Protektionisten. 

Die Skandale des letzten Jahrzehnts haben, wie empirische Untersu­
chungen belegen, zu einem rapiden Verfall des Vertrauens in die 
politischen Instanzen, aber auch in die Verwaltung und die Justiz, 
geführt; gerade in jüngster Zeit sind viele Bürger veranlaßt worden, 
einige Schritte von der ersten zur zweiten Generalisierungsebene zu 
tun54• Wenn sich unter den Bürgern - wie immer auch zu Recht - das 
Gefühl verbreitet, daß ein Finanzminister zum rekordträchtigen Steuer­
hinterzieher und ein Versicherungsdirektor zum erfolgreichsten Betrü­
ger wird, daß Spitzenpolitikern folgenlos Lügen nachgesagt werden 
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und alle miteinander in Waffenschiebereien verwickelt scheinen, daß 
Steuerhinterziehung im politischen Milieu zum guten Ton gehört und 
daß politisch-freundschaftliche Intervention möglicherweise sogar hin­
reicht, um schiffsprengende Massenmörder frei herumlaufen und miß­
liebige Zeugen liquidieren zu lassen, - wenn dieses Image entsteht, 
dann könnte selbst in einer gesichert scheinenden Demokratie irgend­
wann der Ruf nach dem "starken Mann" oder dem "eisernen Besen" 
ertönen, damit endlich Schluß sei mit dem höhnenden Unfug. Ver­
trauen in die Politik regenerieren, politische Glaubwürdigkeit wieder 
aufbauen - das ist ein langwieriges, mühsames Geschäft der Rekon­
struktion beinahe schon verlorener Wirklichkeitsbilder. 

Korruption ist freilich bereits der Extremfall des Glaubwürdigkeits­
verlustes politischer Akteure. Viel häufiger sind andere, zum normalen 
politischen Treiben gehörende Fälle, nämlich eine populistische, nach 
Meinungsbefragungen schielende Wetterwendigkeit. Der theatralische 
Charakter, den die Politik durch die Medien erhält, fördert die Neigung, 
ja erzeugt einen gewissen Druck dahingehend, tagespolitischen Oppor­
tunismus als demokratische Haltung auszugeben. Aber sich dem Willen 
der Bürger im Grundsätzlichen zu beugen, ist nicht identisch mit dem 
Versuch, es immer allen recht zu machen und nirgends anzuecken. 
Repräsentant des Volkes zu sein, heißt nicht, das eigene Urteil aufzuge­
ben und es den jeweiligen Stimmungen zum Opfer zu bringen; das hat 
auch mit Basisdemokratie nichts zu tun. Es fördert auch keineswegs die 
Systemstabilität: Populismus ist ein vergleichsweise primitiver Steue­
rungsmechanismus, eine Relation von Reiz und Reaktion ohne Einbau 
reflexiver Instanzen, und daher einem komplexen System unange­
messen55. 

Auch durch einen demoskopisch gewandten Populismus kann die 
Glaubwürdigkeit verspielt werden. Wer die beiden Extreme: einen 
unbekümmerten Utopismus, weit entfernt von den Wünschen der 
Bürger, und einen gesinnungslosen Opportunismus, der jede Zeitungs­
glosse zur aktuellen politischen Ortsbestimmung nutzt, gegeneinander 
ausspielt, der verstellt den Blick auf das Problem "demokratischer 
Führung56".  Freilich entgeht man auch dadurch nicht dem Problem der 
Politikvermittlung über die Massenmedien: Auch der Balanceakt, zwi­
schen Überheblichkeit und Populismus, zwischen Naivität und Zynis­
mus, zwischen Dogmatismus und Opportunismus, zwischen der Volks­
fremdheit und dem Stammtischdenken einen glaubwürdigen politi­
schen Weg zu finden, muß letztlich über die Medien transportiert 
werden. Denn die Medien zeichnen auch jene inkonsistenten Anforde­
rungsprofile, denen politische Akteure nachkommen müssen, wenn sie 
Erfolg haben wollen. 

5. Schlußbemerkungen 

Am Österreichischen Beispiel wurde der Wandel politischer "Wirk­
lichkeiten", realer und gedachter, untersucht; manches davon ist auch 
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für andere Länder verallgemeinerbar. Der Wandel von sozialen Stim­
mungslagen und politischen Wirklichkeitsbildern, der nicht geheimnis­
vollen Schüben oder Zyklen, sondern identifizierbaren Einflüssen 
zuzuschreiben ist, wurde auf drei Ebenen untersucht: Erstens wurde 
der Wandel der Machbarkeitsvorstellungen analysiert, von der sozial­
technologischen Hybris der 60er Jahre zum interventionistischen Defä­
tismus der 80er. Zweitens haben wir den Wandel der Staats- und 
Politikeinschätzung sowie die neuen Deutungsmuster ins Auge gefaßt, 
die in der Situation der Ratlosigkeit angeboten werden. Drittens wurde 
ein Blick auf den Wandel in der Politikdarstellung geworfen, auf die 
Konstruktion der politischen Wirklichkeitsbilder in der öffentlichen 
Kommunikation und auf die Gefahr des Auseinanderdriftens von 
medienvermittelten Politikbildern und "wirklicher" Politik. 

Die Österreicher - einschließlich ihrer politischen Repräsentanten -
sind am Ende der 80er Jahre ziemlich ratlos; diese Ratlosigkeit wird 
zum Pragmatismus umfunktioniert. Sie sind ratlos, weil die Orientie­
rungen der Nachkriegszeit, die bis in die 70er Jahre gedauert hat, 
zerbrochen und neue Orientierungslinien noch nicht sichtbar sind. Sie 
sind pragmatisch, weil dies das einzige ist, was in dieser Lage zu tun ist. 
Und dennoch sind sie zufrieden mit den allgemeinen Lebensumstän­
den, weil im großen und ganzen bislang doch alles gut gegangen, 
jedenfalls die angesagten großen Krisen ausgeblieben sind. Das mag 
zunächst beruhigen. Es sollte aber auch zu keinem unangemessenen 
Selbstvertrauen führen. 
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die Kontakte mit den Ländern des realen Sozialismus hinlänglich diskreditiert, eine 
heterogene Alternativbewegung ist nicht in der Lage, zu einem Profil zu finden. Das 
radikale Bewußtsein hat unter diesen Verhältnissen glücklicherweise weit weniger 
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